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Vorwort 
Vorwort 

Vorwort 

Die Völkerrechtsfreundlichkeit und die Europarechtsfreundlichkeit sind an-
erkannte ungeschriebene Verfassungsgrundsätze. Ein einheitliches Ver-
ständnis über die rechtstheoretische Konzeption sowie über deren Reich-
weite und die Grenzen ist jedoch nicht festzustellen.  

Wesentlicher Baustein für die Völkerrechtsfreundlichkeit und die Euro-
parechtsfreundlichkeit ist die »Offene Staatlichkeit« des deutschen Verfas-
sungsstaates, die die überstaatliche Rechtsintegration erlaubt und damit die 
»internationale Rechtsfreundlichkeit« i.S.d. Freundlichkeit gegenüber dem 
Einfluss überstaatlichen Rechts auf das nationale Rechtssystem formuliert. 
Die internationale Rechtsfreundlichkeit kann als materielle Ausprägung des 
verfassungsrechtlichen Staatsziels zur völkerrechtlichen Zusammenarbeit 
und des Verfassungsauftrags zur Mitwirkung an der europäischen Integra-
tion verstanden werden. Sie hat die Aufgabe, bei Regelungskonflikten im 
Mehrebenenrechtssystem normative Lösungen zu formulieren, um den Man-
gel an positiv-rechtlichen Konflikt- und Kollisionsnormen zu überwinden. 

Der Monografie liegt die These zugrunde, dass die Völkerrechtsfreund-
lichkeit und die Europarechtsfreundlichkeit über ein rein deskriptives Ver-
ständnis hinausgehen. Sie entfalten vielmehr konkrete Rechtsfolgen im pro-
zeduralen und materiellen Sinn. 

Der normative Gehalt der Grundsätze der Völker- und der Europarechts-
freundlichkeit ist einer abschließenden Bestimmung unzugänglich. Die 
Konfliktvermeidungsregeln befinden sich in einem stetigen Anpassungspro-
zess an die Herausforderungen, die die überstaatliche Zusammenarbeit an 
die innerstaatliche Geltung des internationalen Rechts stellt. Sofern der 
durch das Grundgesetz vorgezeichnete verfassungsrechtliche Rahmen ein-
gehalten wird, sind weitere ungeschriebene Rechtsregeln denkbar, die auch 
bislang ausgeblendeten oder neuen Konfliktlagen im Mehrebenenrechtssy-
stem Rechnung tragen können. 

Durch die feste Bindung der ungeschriebenen Rechtsgrundsätze an das 
geschriebene Verfassungsrecht hat der verfassungsändernde Gesetzgeber 
unter Wahrung der Grenzen des Art. 79 Abs. 3 GG stets die Möglichkeit, 
den Regelungsgehalt der Grundsätze der Rechtsfreundlichkeit neu auszuta-
rieren, zu beschränken oder gar zu erweitern. Zudem ist es ihm unbenom-
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men, in das geschriebene Verfassungsrecht eindeutige Konflikt- und Kolli-
sionsregelungen für die Bestimmung des Verhältnisses von nationalem 
Recht und dem Völkerrecht sowie dem Unionsrecht aufzunehmen.  

Die vorliegende Arbeit wurde mit dem Arbeitstitel »Die internationale 
Rechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes – Völker- und Europarechtsfreund-
lichkeit als Verfassungsgrundsätze« von der Juristischen Fakultät der 
Georg-August Universität Göttingen im Wintersemester 2012/2013 als Dis-
sertation angenommen. Das Manuskript ist auf dem Stand vom Oktober 
2012. Neuere Literatur und Rechtsprechung wurden vereinzelt noch bis Au-
gust 2013 berücksichtigt.  

Besonderer Dank gilt meinem Doktorvater, Professor Frank Schorkopf, 
der die vorliegende Arbeit nicht nur angeregt, sondern mich stetig in mei-
nem Vorhaben bestärkt hat. Herzlich möchte ich auch Professorin Christine 
Langenfeld für die rasche Erstellung des Zweitgutachtens danken. Den Her-
ausgebern Professor Thilo Marauhn und Professor Christian Walter danke 
ich herzlich für die Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe Jus Interna-
tionale et Europaeum. 

Danken möchte ich auch besonders meinen Eltern und Sonja Schmitt und 
Freunden, die mich jederzeit moralisch und geduldig unterstützt haben und 
sich die Zeit genommen haben, regelmäßig Teile meiner Arbeit zu lesen. 
Dem gesamten Lehrstuhlkollegium gilt mein besonderer Dank für den ge-
danklichen Austausch und die anregenden Diskussionen, insbesondere Bär-
bel Bodendörfer, Katrin Franz und Sebastian Recker. 

 
Lüneburg, im August 2013 Daniel Knop
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Einführung 
Einführung 

Einführung 
»Das Grundgesetz will eine europäische Integration und eine internationale Friedensord-
nung: Es gilt deshalb nicht nur der Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit, sondern auch 
der Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit.«1 

Das Bundesverfassungsgericht spricht mit der Entscheidung zur Verfas-
sungsmäßigkeit des Zustimmungsgesetzes zum Vertrag von Lissabon neben 
der Völkerrechtsfreundlichkeit erstmals auch von der Europarechtsfreund-
lichkeit als Verfassungsgrundsatz.2 

Wesentlicher Baustein für die Rechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes ist 
die »Offene Staatlichkeit«3 des deutschen Verfassungsstaates durch die De-
terminierung des Grundgesetzes und die hierauf gründende Rechtsintegra-
tion in ein durch überstaatliche Rechtsquellen geprägtes Mehrebenenrechts-
system. Das Europarecht – ich verstehe es hier in dem engeren Sinne, als 
das Recht der Europäischen Union – bildet hierbei nur einen Ausschnitt ei-
ner dem Grundgesetz zu attestierenden, übergreifenden internationalen 
Rechtsfreundlichkeit. Diese internationale Rechtsfreundlichkeit lässt sich 
erst in weiteren Schritten verschieden ausfächern. In der Rechtsprechung 
und der Literatur wird diese internationale Rechtsfreundlichkeit des Grund-
gesetzes zunächst als Völkerrechtsfreundlichkeit begriffen.4 Vor allem in 
der Literatur wird daneben noch die Menschenrechtsfreundlichkeit als be-
sondere Rechtsfreundlichkeit aufgefasst und mit dem verfassungsrechtli-
chen Sonderstatus menschenrechtlicher Völkerrechtsverträge begründet.5 
Von der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes wird erst vermehrt 
seit dem besagten Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von 
Lissabon gesprochen, der die Europäische Union auf eine neue vertragliche 
Grundlage gestellt hat.6 Völker- und Europarechtsfreundlichkeit werden zu 
einem schillernden Begriff mit einer Unschärfe, deren Konturen nicht ein-
deutig bestimmbar zu sein scheinen.  

Während die Völkerrechtsfreundlichkeit bereits durch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts und ergänzt durch das Schrifttum seit 

                                                        
1 BVerfGE 123, 267 (347) – Lissabon. 
2 Ebd.; hierzu auch die Anmerkung Ziller, ZÖR 2010, 157 ff. 
3 Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine internationale Zu-

sammenarbeit, 1964, S. 35. 
4 Hierzu siehe ausführlich Kapitel 3. 
5 Hierzu siehe Kapitel 2 § 4 I. 3. a. bb. (3).  
6 Hierzu ausführlich Kapitel 4. 
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der Konkordatsentscheidung aus dem Jahre 19577 eine nähere Konkretisie-
rung erfahren hat,8 so ist eine vergleichbare Konkretisierung mit Blick auf 
die Europarechtsfreundlichkeit noch in den Anfängen begriffen. Zwar hat 
das Bundesverfassungsgericht die Europarechtsfreundlichkeit in den nach-
folgenden Verfahren in der Rechtssache Honeywell und der Entscheidung 
zur Verfassungsmäßigkeit des ersten Euro-Rettungspakets wieder aufgegrif-
fen,9 jedoch ohne von einem Grundsatz zu sprechen die Bedingung einer 
ultra vires-Kontrolle unter das Primat der Europarechtsfreundlichkeit ge-
stellt. Hingegen hat es in dem Urteil zum deutschen Beitrag zum Euro-Ret-
tungspakt mit dem Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit die Pflicht der 
deutschen Staatsorgane dort begründet, wo sie im institutionellen Gefüge 
der Europäischen Union funktional für diese tätig werden, und verpflichtet 
sie dabei auch verfassungsrechtlich zur Einhaltung des Unionsrechts.10  

Zudem wird mit der Europarechtsfreundlichkeit die verfassungsrechtlich 
geschützte Funktionsfähigkeit der Unionsrechtsordnung verbunden. Eine 
grundlegende Konkretisierung hat die Europarechtsfreundlichkeit aber auch 
dadurch nicht erhalten, nicht zuletzt durch die semantische Unklarheit des 
Begriffs des »Grundsatzes«. Das Schrifttum hat sich bis dato noch nicht ein-
gehender mit der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes, seines In-
halts und seiner dogmatischen Einordnung auseinandergesetzt.11 Vielmehr 
wird überwiegend die Europarechtsfreundlichkeit als Maßstab für die Be-
wertung politischer Entscheidungen oder Gerichtsentscheidungen verwen-

                                                        
7 BVerfGE 6, 309 (362) – Reichskonkordat. 
8 Vgl. etwa BVerfGE 6, 309 (356) – Reichskonkordat; 18, 112 (120) – Auslieferung I; 

31, 58 (75) – Spanier-Beschluss; 68, 1 (57) – Nato-Doppelbeschluss; 92, 26 (48) – Zweit-
register; 111, 307 (317) – Görgülü; 112, 1 (26 ff.) – Bodenreform III; 113, 273 (289) – 
Europ. Haftbefehl; 128, 326 (365 ff.) – Sicherungsverwahrung; Bleckmann, DÖV 1996, 
137 ff.; ders., DÖV 1979, 309 ff.; Kunig, in: Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 
(2013), Zweiter Abschnitt, Rdnr. 18 ff.; Payandeh, JÖR n.F. 57 (2009), 465 ff; Proelß, in: 
Rensen/Brink (Hrsg.), Linien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 1, 
2009, S. 553 ff.; Schorkopf, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des 
Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 131 ff.; siehe hierzu insbesondere auch Kapitel 3.  

9 BVerfGE 126, 286, (303) – Honeywell; 129, 124 (172) – Euro-Rettung (EFS). 
10 Ebd. 
11 Siehe aber Kaiser/Schübel-Pfister, die anhand der Entscheidungen des Bundesver-

fassungsgerichts eine erste Einordnung der Europarechtsfreundlichkeit als Verfassungs-
grundsatz unternehmen, in: Emmenegger/Wiedmann (Hrsg.), Linien der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 2, 2011, S. 545 ff. 
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det, die sich besonders offen oder skeptisch gegenüber der europäischen In-
tegration zeigen.12 Daneben wird von Europarechtsfreundlichkeit im Sinne 
der juristischen Auslegungsmethode gesprochen.13 

Hieraus ergeben sich eine Vielzahl von Leitfragen. Welche rechtliche Be-
deutung haben sowohl Völkerrechtsfreundlichkeit und Europarechtsfreund-
lichkeit im Grundgesetz? In welchem Verhältnis steht die konstatierte Eu-
roparechtsfreundlichkeit zur Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgeset-
zes? Geht die Europarechtsfreundlichkeit über die Völkerrechtsfreundlich-
keit hinaus? Handelt es sich hierbei um etwas Neues, Eigenständiges oder 
lediglich um eine Variante der Völkerrechtsfreundlichkeit? Welchen Gren-
zen unterliegt die internationale Rechtsfreundlichkeit? Unklar bleibt auch, 
ob es neben der Völker- und Europarechtsfreundlichkeit noch weitere inter-
nationale Rechtsfreundlichkeiten des Grundgesetzes gibt, etwa eine beson-
dere Menschenrechtsfreundlichkeit insbesondere mit Blick auf die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention. Daneben ist auch die rechtsdogmatische 
Einordnung der Völker- und Europarechtsfreundlichkeit als ungeschriebene 
Verfassungsgrundsätze selbst bedeutsam und die damit einhergehende 
Frage, wie diese vor dem Hintergrund der allgemeinen Prinzipienlehre zu 
verstehen sind. Noch eine Ebene zurücktretend kann anhand der abschlie-
ßenden Betrachtung des Grundsatzes der Rechtsfreundlichkeit die Freund-
lichkeit als Rechtsbegriff beleuchtet werden. 

I. Rezeption der Rechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes 
I. Rezeption der Rechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes 

Bereits im Jahre 1957 hat das Bundesverfassungsgericht in der Konkordats-
Entscheidung14 die völkerrechtsfreundliche Ausrichtung des Grundgesetzes 
betont. Unklar blieb jedoch zunächst, welche Rechtsfolgen sich hieraus er-
geben.  

Völkerrechtsfreundlichkeit könnte zunächst begrifflich an die Stelle der 
»Offenen Staatlichkeit« treten und somit lediglich die Rezeption des Völ-

                                                        
12 Vgl. die Beiträge von Schroeder, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungs-

staat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 197 ff.; Classen, in: Giegerich (Hrsg.), 
Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 225 ff.; Meyer, 
in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 
2010, S. 237 ff.; ferner Streinz, ZfP 56 (2009), 467 (487). 

13 Vgl. etwa Kropholler/Hartmann, in: FS-Drobnig, 1998, S. 337 (353); siehe auch den 
Diskussionsbeitrag auf der Staatsrechtslehrertagung in Dresden vom 2. bis. 5. Oktober 
1996 von Dörr, VVDStRL 56 (1997), 143. 

14 BVerfGE 6, 309 (362) – Reichskonkordat. 
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kerrechts durch das Grundgesetz bezeichnen und damit deskriptiv zu verste-
hen sein.15 Dieser Ansatz hätte zur Folge, dass der Völkerrechtsfreundlich-
keit keine über den Regelungsgehalt einzelner Verfassungsnormen hinaus-
gehenden Rechtsfolgen entnommen werden können. Ein bestimmter norma-
tiver Gehalt könnte der Völkerrechtsfreundlichkeit daher nicht zugeschrie-
ben werden.16 Für die letztere Sichtweise spricht, dass das Grundgesetz an 
keiner Stelle den Begriff der Völkerrechtsfreundlichkeit verwendet.  

Das Bundesverfassungsgericht verweist jedoch – gerade in neueren Ent-
scheidungen – vermehrt auf den »Grundsatz der Völkerrechtsfreundlich-
keit« und hat aus diesem als zentrales Verfassungsgut gerade in seiner 
Rechtsprechungstätigkeit seit dem Jahre 2004 konkrete Rechtsfolgen abge-
leitet.17 Zuletzt hat das Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung zum 
deutschen System der Sicherungsverwahrung den Grundsatz der Völker-
rechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes betont und hierbei die Prämisse der 
völkerrechtsfreundlichen Auslegung hervorgehoben, aber auch gleichzeitig 
die Grenzen eines solchen Grundsatzes verstärkt aufgezeigt.18 Das Bundes-
verfassungsgericht geht offenbar davon aus, dass es sich bei dem Grundsatz 
der Völkerrechtsfreundlichkeit um einen spezifischen Verfassungsrechts-
satz mit konkret normativem Inhalt handelt.  

Auch Teile der Literatur haben sich hinsichtlich der Völkerrechtsfreund-
lichkeit vermehrt mit der Zuschreibung eines konkret-normativen Bedeu-
tungsgehalts beschäftigt, als sich auf deren rein beschreibenden Charakter 
der Völkerrechtsfreundlichkeit zu beschränken.19 Die Völkerrechtsfreund-

                                                        
15 Zur Frage der Normativität siehe insbesondere Payandeh, JÖR n.F. 57 (2009), 465 

(467 ff.); Schorkopf, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundge-
setzes nach 60 Jahren, 2010, S. 131 (147 ff.). 

16 Vgl. Proelß, in: Rensen/Brink (Hrsg.), Linien der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, Bd. 1, 2009, S. 553 (555 f.). 

17 Siehe insbesondere BVerfGE 123, 267 (344) – Lissabon; BVerfG NJW 2007, 499 
Orientierungssatz 1a; BVerfG NJW 2011, 207 (208); eine Zusammenschau zur Völker-
rechtsfreundlichkeit in der Rechtsprechung des BVerfG bei Proelß, in: Rensen/Brink 
(Hrsg.), Linien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 1, 2009, S. 553 
ff.; Schorkopf, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes 
nach 60 Jahren, 2010, S. 131 ff. 

18 BVerfGE 128, 326 (371) – Sicherungsverwahrung. 
19 Vgl. hierzu insbesondere Bleckmann, DÖV 1979, 309 ff.; ders., DÖV 1996, 137 ff.; 

Payandeh, JÖR n.F. 57 (2009), 465 (467 ff.). 
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lichkeit des Grundgesetzes wird damit als ein ungeschriebenes Verfassungs-
prinzip verstanden.20Allerdings stößt dieses weite Verständnis auch auf Kri-
tik.21 

Teilweise wird aber auch eine besondere Menschenrechtsfreundlichkeit 
des Grundgesetzes als besondere Ausprägung der Völkerrechtsfreundlich-
keit betont und hieraus werden eigenständige Rechtsfolgen abgeleitet.22 
Auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts könnte in diese 
Richtung interpretiert werden. In dem Urteil zur Sicherungsverwahrung 
konstatiert es immerhin, dass die verfassungsrechtliche Bedeutung der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention und damit auch der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte auf der Völkerrechts-
freundlichkeit des Grundgesetzes und seiner inhaltlichen Ausrichtung auf 
die Menschenrechte beruhe.23Allerdings spricht das Bundesverfassungsge-
richt auf der Rechtsfolgenseite auch weiterhin von einer völkerrechtsfreund-
lichen Auslegung und nicht etwa von einer menschenrechtsfreundlichen 
oder gar menschenrechtskonformen Auslegung24.25 Die konventionsfreund-
liche Auslegung fließt möglicherweise vielmehr aus der völkerrechtsfreund-
lichen Auslegung schlechthin, ohne irgendwelchen Modifizierungen zu un-
terliegen. 

Mit Blick auf die Europarechtsfreundlichkeit als Verfassungsgrundsatz 
befindet sich die Deutung auch drei Jahre nach dem Lissabon-Urteil noch 
am Anfang. Eine dogmatische Unterfütterung hat die Europarechtsfreund-
lichkeit nicht erhalten. Zudem sind die einzelnen Rechtsfolgen eher einzel-
fallbezogen und nicht einheitlich konzeptuell ausgebildet worden. Der Ge-
brauch des Begriffs zeigt, dass gerade im Schrifttum über den eigentlichen 
Bedeutungszusammenhang Unklarheit herrscht. Einerseits wird der Begriff 
der Europarechtsfreundlichkeit schon zur Charakterisierung einzelner inner-
staatlicher Entscheidungsprozesse herangezogen. Zum anderen wird der Be-
griff auch zur Beschreibung der verfassungsrechtlichen Grundlagen für die 

                                                        
20 Vgl. Payandeh, JÖR n.F. 57 (2009), 465 (467 und 468); zur Geltung ungeschriebenen 

Verfassungsrechts vgl. Wolff, Ungeschriebenes Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz, 
2000, S. 5. ; hierzu auch ausführlich Kapitel 2. 

21 Hillgruber, der darauf verweist, dass der Inhalt der Völkerrechtsfreundlichkeit nicht 
weiter gehen kann als der konkret normative Inhalt der einzelnen Verfassungsbestimmun-
gen, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. II, 3. Aufl. (2004), § 32 Rdnr. 125; ders., JÖR 
n.F. 54 (2006), 57 (111 f.); ähnlich Kunig, in: Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. 
Aufl. (2013), Zweiter Abschnitt, Rdnr. 19. 

22 Sommermann, AöR 114 (1989), 391 (414 f.); kritisch dagegen Payandeh, JÖR n.F. 
57 (2009), 465 (479 f.). 

23 BVerfGE 128, 326 (369) – Honeywell. 
24 So Sommermann, AöR 114 (1989), 391 (414 f.); Robbers, in: Umbach/Clemens, GG, 

2002, Art. 1 Rdnr. 75; a.A. Höfling, in: Sachs, 6. Aufl. (2012), Art. 1 Rdnr. 69. 
25 BVerfGE 128, 326 (insb. 366, 371) – Sicherungsverwahrung. 



6 Einführung 

Mitwirkung an der Europäischen Union verwendet, die aber zunächst ledig-
lich eine Determinierung politischer Gestaltungsspielräume beinhaltet.  

Insofern verwundert es nicht, dass die Europarechtsfreundlichkeit gar als 
Unterfall der positiven Integrationsverantwortung eingeordnet wird, indem 
die deutschen Staatsorgane zunächst einmal verfassungsrechtlich zur Mit-
wirkung an der Europäischen Union verpflichtet werden und damit positiv 
zum Integrationsprozess beitragen.26 Sie tragen damit verfassungsrechtlich 
die Verantwortung dafür, dass die europäische Integration entsteht. Im ne-
gativen Sinne treffe die deutschen Verfassungsorgane dann die Pflicht, die 
von Verfassungs wegen existierenden Integrationsgrenzen einzuhalten und 
zu sichern.27 Allerdings verkennt diese Einordnung, dass das Bundesverfas-
sungsgericht den Begriff der Europarechtsfreundlichkeit eher in einem an-
deren Zusammenhang gebraucht, nämlich letztlich zur Auflösung von Kon-
fliktfeldern, die sich aus dem Zusammenwirken nationaler und überstaatli-
cher Rechtsordnung als Folge des Integrationsprozesses und dem so entstan-
denem Mehrebenenrechtssystem ergeben. Zwar nennt das Bundesverfas-
sungsgericht die Europarechtsfreundlichkeit im Lissabon-Urteil noch im 
Zusammenhang mit »der von der Verfassung geforderten Mitwirkung der 
Bundesrepublik Deutschland an der Verwirklichung eines vereinten Euro-
pas (Präambel, Art. 23 Abs. 1 Satz 1 GG)«28, schließt hieraus aber auf einen 
darauf aufbauenden Verfassungsgrundsatz der Europarechtsfreundlichkeit, 
dessen Maßstab im Rahmen der ultra vires- sowie der Identitätskontrolle zu 
berücksichtigen sei.29 Der Grundsatz scheint mithin Folge des aus 
Art. 23 Abs. 1 GG und der Präambel folgenden Verfassungsauftrags zur 
Verwirklichung eines vereinten Europas30 zu sein. Im Honeywell-Beschluss 
hat das Bundesverfassungsgericht einmal mehr betont, dass die verfassungs-
gerichtlichen Kontrollbefugnisse nur europarechtsfreundlich ausgeübt wer-
den dürfen.31 Der Beschluss enthält jedoch keinen Hinweis auf einen 
»Grundsatz« der Europarechtsfreundlichkeit. Dies ändert sich erst wieder in 
dem besagten Urteil zur Euro-Rettung.32 

Die Europarechtsfreundlichkeit scheint demnach zwei Dimensionen zu 
besitzen. Einmal bezeichnet es ganz allgemein die Offenheit des Grundge-
setzes für ein vereintes Europa und die Mitwirkung an der Europäischen 
Union als besondere Ausprägung der offenen Staatlichkeit und andererseits 
                                                        

26 So jedenfalls Wolff, in: Pechstein (Hrsg.), Integrationsverantwortung, 2012, S. 151 ff. 
27 Ebd. 
28 BVerfGE 123, 267 (401) – Lissabon. 
29 BVerfGE 123, 267 (354) – Lissabon. 
30 BVerfGE 123, 267 (346) – Lissabon unter Verweis auf Schorkopf, Grundgesetz und 

Überstaatlichkeit, 2007, S. 247. 
31 BVerfGE 126, 286 (303) – Honeywell. 
32 BVerfGE 129, 124 (172) – Euro-Rettung (EFS) mit Anmerkung Recker, GLJ 12 

(2011), 2071 ff. 
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umfasst es auch ein kollisionsrechtliches Element, welche sich als Grund-
satz aus der Europarechtsfreundlichkeit darstellt. Die Verwendung der Eu-
roparechtsfreundlichkeit für beide Elemente erscheint daher nicht trenn-
scharf genug. 

Nach einem vorzugswürdigen Verständnis könnte der Grundsatz der Eu-
roparechtsfreundlichkeit vielmehr die Rechtsfolgenseite einer verfassungs-
rechtlichen Europafreundlichkeit bedeuten, die die Kehrseite ein und dersel-
ben Medaille darstellt: Deshalb könnte die Europarechtsfreundlichkeit viel-
mehr materiell-rechtliche Ausprägung der verfassungsrechtlichen politi-
schen Agenda zur Mitwirkung am europäischen Integrationsprozess sein.  

Dieses Verständnis könnte auch durch die bereits traditionsreichere Völ-
kerrechtsfreundlichkeit, die, möglicherweise nicht nur semantisch, eng mit 
der Europarechtsfreundlichkeit verbunden ist, unterstrichen werden. Diese 
hat bereits durch die Literatur und vor allem durch die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts eine Konkretisierung derart erfahren, dass diese 
in Fällen des Widerspruchs des deutschen Rechts mit dem Völkerrecht ver-
fassungsrechtliche Konfliktlösungsmöglichkeiten aufzeigt. Aktuelles Bei-
spiel ist hier wiederum das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Siche-
rungsverwahrung, indem die Völkerrechtsfreundlichkeit dazu benutzt wird, 
einen Konflikt zwischen dem nationalen Recht und den Gewährleistungen 
der EMRK33 durch eine völkerrechtsfreundliche Auslegung aufzulösen.34 
Zudem spricht auch der Berichterstatter im Lissabon-Verfahren, der Ende 
2011 ausgeschiedene Richter des Bundesverfassungsgerichts Di Fabio, in 
einem Spiegel-Interview von der »Europafreundlichkeit des Grundgesetzes» 
welches die Pflicht zur europäischen Integration umfasse.35 

Bemerkenswert ist darüber hinaus, dass der vom Zweiten Senat des Bun-
desverfassungsgerichts im Lissabon-Urteil betonte Grundsatz der Euro-
parechtsfreundlichkeit bis dato in Entscheidungen oder Beschlüssen des Er-
sten Senats keinen Einzug gehalten hat. Zu nennen ist hier besonders der 
Beschluss zur Erstreckung der Grundrechtsberechtigung auf juristische Per-
sonen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in dem der Erste Senat 
den Anwendungsbereich des Art. 19 Abs. 3 GG, der vom Wortlaut her nur 
inländische juristische Personen umfasst, mit Verweis auf den unionsrecht-
lichen Anwendungsvorrang36 und dem allgemeinen Diskriminierungsverbot 
                                                        

33 BGBl. II 1952, S. 685, 953, Neubekanntmachung in der Fassung des 11. Protokolls 
BGBl. II 2002, S. 1054, zuletzt geändert durch Bekanntgabe vom 6.7.2009 (BGBl. II 2009, 
S. 823).  

34 BVerfGE 128, 326 (364 ff.) – Sicherungsverwahrung. 
35 Spiegel-Gespräch mit Di Fabio zum Anlass seines Ausscheidens aus dem Zweiten 

Senat des Bundesverfassungsgerichts in: Der Spiegel, Heft 52 vom 23.12.2011, S. 34 (35); 
vgl. auch Streinz, der Art. 23 Abs. 1 GG als Ausdruck der Europafreundlichkeit und Euro-
pafestigkeit einordnet, in: ZfP 56 (2009), 467 ff. 

36 EuGH, Rs. 6/64, Slg. 1964, 1253 – Costa/ENEL. 
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des Unionsrechts (Art. 18 AEUV) aufgrund der Staatsangehörigkeit sowie 
der Grundfreiheiten (Art. 26 Abs. 2 AEUV) auch auf juristische Personen 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union ausdehnt.37 

Zwar verweist der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts auf 
Art. 23 Abs. 1 S. 2 und S. 3 GG, der den Anwendungsvorrang insoweit auch 
auf die Bestimmungen des Grundgesetzes decke. Der Terminus der Euro-
parechtsfreundlichkeit wird allerdings nicht gebraucht. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich die Frage, wie die Europarechtsfreundlichkeit anhand des 
Art. 23 Abs. 1 GG zu qualifizieren ist und ob der Beschluss des Ersten Se-
nats nicht originärer Ausdruck des Grundsatzes der Europarechtsfreundlich-
keit sein müsste. 

II. Ziel und Gang der Darstellung 
II. Ziel und Gang der Darstellung 

Ziel dieser Arbeit ist daher die Konturierung der Unschärfe der Rechts-
freundlichkeit des Grundgesetzes und das Unternehmen einer verfassungs-
rechtlich dogmatischen Einordnung dieser Rechtsfigur. Vor diesem Hinter-
grund geht es besonders darum, die Völkerrechtsfreundlichkeit und die Eu-
roparechtsfreundlichkeit als ungeschriebene Verfassungsgrundsätze zu be-
leuchten. Neben der rechtsdogmatischen Herleitung, also der Typologie, 
Terminologie und methodischen Dimension des Grundsatzes der Völker-
rechtsfreundlichkeit und des Grundsatzes der Europarechtsfreundlichkeit, 
soll auch der konkrete Inhalt dieser beiden Untersuchungsgegenstände her-
ausgestellt werden. Insofern verfolgt diese Arbeit zwei wesentliche Erkennt-
nisziele. 

Hierzu soll ausgehend von der Konzeption des Grundgesetzes als offener 
Verfassungsstaat und der verfassungsrechtlichen Notwendigkeit der Rechts-
freundlichkeit (Kapitel 1) die Rechtsfreundlichkeit als Verfassungsgrund-
satz beleuchtet werden (Kapitel 2). In den beiden darauffolgenden Abschnit-
ten sollen der rechtliche Bedeutungsgehalt der einzelnen Rechtsfreundlich-
keiten sowie der konkret materiell-rechtliche Gehalt herauskristallisiert wer-
den (Kapitel 3 und 4). Der Schlussteil geht eine Betrachtungsebene zurück 
und wirft die Frage nach der Bedeutung von »Freundlichkeit« als Kategorie 
des Rechts auf. 

                                                        
37 BVerfGE 129, 78 (97 ff.) – Le Corbusier (Anwendungserweiterung). 



 

Kapitel 1  

Rechtsfreundlichkeit im offenen Verfassungsstaat 
Kapitel 1: Rechtsfreundlichkeit im offenen Verfassungsstaat 

Kapitel 1: Rechtsfreundlichkeit im offenen Verfassungsstaat 

»Von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden 
Gewalt dieses Grundgesetz gegeben«.1 »Das Grundgesetz ist eine sehr völkerrechtsfreund-
liche Verfassung«,2 die als »Leitprinzip, die Ausübung der staatlichen Souveränität mit 
dem Gedanken der internationalen Zusammenarbeit verbindet«3. 

Das Grundgesetz signalisiert mit der Präambel nach dem nationalsozialisti-
schen Rückfall in einen geschlossenen Machtstaat endgültig die Abwendung 
von einem geschlossenen, allein auf nationale Entscheidungsprozesse be-
schränkten Staatsverständnis, zu einem für die internationale Einbindung of-
fenen Staat.4 Das Grundgesetz rezipiert die einzelnen Rechtsquellen, die ih-
ren Ursprung in der internationalen Zusammenarbeit haben, sehr unter-
schiedlich. Jedoch räumt es keiner der in den Blick genommenen überstaat-
lichen Rechtsnormen einen unbedingten Vorrang vor dem nationalen Recht 
und insbesondere nicht vor dem Verfassungsrecht ein.  
»Das Grundgesetz erstrebt die Einfügung Deutschlands in die Rechtsgemeinschaft friedli-
cher und freiheitlicher Staaten. Es verzichtet aber nicht auf die in dem letzten Wort der 
deutschen Verfassung liegende Souveränität als Recht eines Volkes, über die grundlegen-
den Fragen der eigenen Identität konstitutiv zu entscheiden.«5 

In der staatlichen Souveränität liegen gleichzeitig Grund und Grenze des 
offenen Verfassungsstaats des Grundgesetzes.6 Dies führt zu konfliktträch-
tigen Spannungslagen zwischen dem nationalen Recht und den überstaatli-
chen Rechtsordnungen und Regelungsregimen. Liegt in der Rechtsfreund-
lichkeit der Schlüssel, in dem Konflikt zwischen nationalem Recht und Völ-
kerrecht zu vermitteln und dem überstaatlichen Recht zur Durchsetzung zu 
verhelfen? 

                                                        
1 Wortlaut der Präambel des Grundgesetzes in seiner Ursprungsfassung vom 

23. Mai 1949, siehe hierzu v. Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz, 1. Aufl. (1953), Präam-
bel, Anm. 1 ff.  

2 Papier, Interview in: FAZ (Nr. 288) vom 9. Dezember 2004, S. 5. 
3 Voßkuhle, NVwZ 2010, 1 (3). 
4 Schorkopf, Grundgesetz und Überstaatlichkeit, 2007, S. 223. 
5 BVerfGE 123, 267 (400) – Lissabon. 
6 Hierzu auch Grimm, Der Staat 48 (2009), 475 (488 ff.). 
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Besonders das Bundesverfassungsgericht als »Hüter der Verfassung«7 
fand sich bereits seit der Aufnahme seiner Tätigkeit im Jahre 19518 im Span-
nungsverhältnis der europäischen und internationalen Einbindung der Bun-
desrepublik Deutschland wieder.9 Die Auslegung der Bestimmungen des 
Grundgesetzes wurde einem außerhalb des ordentlichen Rechtswegs stehen-
den Verfassungsorgan überverantwortet, um den Vorrang des Grundgeset-
zes abzusichern und die einheitliche Anwendung, insbesondere der Grund-
rechte zu sichern.10Aus dieser starken Stellung heraus verwundert es nicht, 
dass das Bundesverfassungsgericht sich immer wieder mit der Austarierung 
des Verhältnisses des deutschen Staates zu der überstaatlichen Zusammen-
arbeit zu befassen hatte und Schritt für Schritt die Grundparameter des »Of-
fenen Verfassungsstaates« des Grundgesetzes »letztverbindlich« bestimmt 
hat. Das Bundesverfassungsgericht hat im Laufe seiner Rechtsprechungs-
praxis die Reichweite und die Grenzen für eine internationale Zusammenar-
beit immer weiter ausbuchstabiert. Gerade die Mitwirkung an der europäi-
schen Integration hat das Bundesverfassungsgericht wiederholt herausgefor-
dert und wird dies auch in Zukunft tun. In einem Kanon vieler Einzelent-
scheidungen hat es das Verhältnis des deutschen Rechts zum Europäischen 

                                                        
7 Siehe nur Lembcke, Hüter der Verfassung, 2007, S. 2 ff.; Papier, Vortrag im Rahmen 

der Akademiegespräche des bayrischen Landtags vom 30. Juni 2009, 60 Jahre Grundge-
setz: Karlsruhe als Hüter der Verfassung, in: Bayrischer Landtag (Hrsg.), Schriftenreihe 
Akademiegespräche im Landtag, 2009, S. 1 ff.; zur Richtungsentscheidung des Verfas-
sungsgebers für einen richterrlichen Hüter der Verfassung siehe Jestaedt, in: ders./Lep-
sius/Möllers/Schönberger (Hrsg.), Das entgrenzte Gericht, 2011, S. 77 (96 ff.); zu dem 
Diskurs von Hans Kelsen und Carl Schmitt zur Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit siehe 
die Einführung von Van Ooyen, in: Kelsen, Wer soll Hüter der Verfassung sein?, heraus-
gegeben von van Ooyen, 2008, S. VII ff. 

8 Zur Entwicklung des Bundesverfassungsgerichts vgl. Lamprecht, Ich gehe bis nach 
Karlsruhe, 2011, S. 15 ff.; Schönberger, in: Jestaedt/Lepsius/Möllers/Schönberger (Hrsg.), 
Das entgrenzte Gericht, 2011, S. 9 ff. 

9 Voßkuhle, NvWZ 2010, 1 (2). 
10 Zwar verhält sich das Grundgesetz zu der Statusfrage des BVerfG nicht, jedoch hat 

sich das BVerfG selbst zu einem Verfassungsorgan ohne nennenswerten Widerstand erhöht 
und ist damit den anderen ordentlichen Gerichten übergeordnet und tritt den anderen Ver-
fassungsorganen auf Augenhöhe gegenüber. Hervorzuheben ist hier der Statusbericht des 
Verfassungsrichters Leibholz vom 27. Juni 1952 zur Stellung des Bundesverfassungsge-
richts, der an den Bundespräsidenten, die Präsidenten des Bundestags und des Bundesrats 
sowie die Bundesregierung gerichtet war und am 19. Januar 1953 veröffentlicht wurde, in: 
JZ 1953, 157 f. und in: JÖR n.F, 6 (1957), 144 ff.; siehe hierzu ferner Herrmann, in: Vor-
länder (Hrsg.), Verfassungsgerichtsbarkeit, 2006, S. 141ff.; Lembcke, Hüter der Verfas-
sung, 2007 sowie Lamprecht, Ich gehe bis nach Karlsruhe, 2011, S. 29 f.; Wesel, Der Gang 
nach Karlsruhe, 2004, S. 76 ff. 
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Gemeinschaftsrecht, dem Recht der Europäischen Union und nunmehr zum 
Unionsrecht11 aufgegriffen, auf die später noch zurückzukommen sein wird. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet das Verhältnis zur EMRK und dabei 
vor allem der Umfang der Berücksichtigungspflicht der Entscheidungen des 
EGMR.12  

Anknüpfungspunkt für die Rechtsprechungslinien des Bundesverfas-
sungsgerichts ist, dass sich das Grundgesetz neben der eindeutigen Fest-
schreibung der staatlichen Offenheit auch gleichsam unbestimmt zeigt. Das 
Grundgesetz – insbesondere in seiner Ursprungsfassung – formulierte an die 
internationale Einbindung zunächst keinerlei eindeutige Grenzen und 
Grundvoraussetzungen. Auch die Rechtsfolgen einer solchen internationa-
len Zusammenarbeit, gerade für das nationale Rechtssystem, können dem 
Grundgesetz nicht ohne weiteres entnommen werden. Nach und nach hat das 
Bundesverfassungsgericht daher die dem Grundgesetz immanenten Grenzen 
der Integrationsgewalt, besonders mit Blick auf die Europäische Union, her-
ausgestellt. Das Bundesverfassungsgericht steht gerade innerhalb der euro-
päischen Integration vor der Aufgabe, »den Mittelweg zwischen Euro-
parechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes einerseits, der Sicherstellung de-
mokratischer Legitimation und eines umfassenden Grundrechtsschutzes der 
Bürger andererseits zu finden«.13 Das Bundesverfassungsgericht ist damit 
unmittelbarer Akteur innerhalb dieses Konfliktfeldes. 

Das Bundesverfassungsgericht ist darüber hinaus in einen »Verfassungs-
gerichtsverbund« mit den überstaatlichen Vertragsgerichten, insbesondere 
des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte im Rahmen der EMRK 
und dem Gerichtshof der Europäischen Union eingebunden.14  

Es findet sich neben dem Konflikt der Rechtsordnungen auch in einem 
Jurisdiktionskonflikt zwischen den verschiedenen überstaatlichen Gerichten 
wieder.15 Gerade der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), der den 
absoluten Vorrang- und Geltungsanspruch des Rechts der Europäischen 

                                                        
11 Seit 1. 12. 2009 mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon gibt es nur noch ein 

einheitliches Unionsrecht. Das »Säulenmodell«, das mit der Gründung der Europäischen 
Union durch den Vertrag von Maastricht im Jahre 1993 begründet wurde, ist mit dem In 
Krafttreten des Vertrags von Lissabon am 1.12.2009 aufgegeben worden. 

12 Besonders bedeutend BVerfGE 111, 307 ff. – Görgülü; 128, 326 ff. – Sicherungsver-
wahrung.  

13 So der ehemalige Bundespräsident Wulf in seiner Rede zum 60. Jahrestag des Bun-
desverfassungsgerichtsm, wobei vielmehr auf die Europafreundlichkeit des Grundgesetzes 
Bezug genommen wird, abrufbar unter: http://www.bundespraesident.de/ Shared-
Docs/Downloads/DE/Reden/2011/09/110928-Bundesverfassungsgericht.pdf?__ blob=pu-
blicationFile (Stand: 22.08.2013). 

14 Voßkuhle, NVwZ 2010, 1. 
15 Sauer, Jurisdiktionskonflikte in Mehrebenensystemen, 2008, S. 77 ff.  
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Union und deren besonderen Status betont,16 wird damit zu einem ganz be-
sonderen »Konkurrenten« des Bundesverfassungsgerichts, der nicht nur die 
herausragende Bedeutung des Bundesverfassungsgerichts möglicherweise 
gefährdet,17 sondern auch mit dem vom Bundesverfassungsgericht betonten 
»letzten Wort des Grundgesetzes« in Konflikt geraten kann. Aber auch mit 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte im Rahmen der EMRK, 
der für sich die verbindliche Auslegung der verbürgten Menschenrechte, in 
Anspruch nimmt, kann mit der Auslegungshoheit des Bundesverfassungs-
gerichts über das nationale Grundrechtsregime des Grundgesetzes in eine 
Spannungslage geraten.  

Oftmals waren und sind es gerade die diesbezüglich konkretisierenden 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, die zu grundlegenden Dis-
kursen in und mit der Staatsrechtswissenschaft über Reichweite und Gren-
zen der verfassungsrechtlich determinierten Integrationsgewalt geführt ha-
ben.18 Nicht immer sind die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
auf Zustimmung gestoßen. Gerade in jüngster Zeit hat der Gegenwind zuge-
nommen. Den Vorbehalten des Bundesverfassungsgerichts gegenüber einer 
immer engeren, fortschreitenden Einbindung Deutschlands in die internatio-
nale und besonders in die europäische Zusammenarbeit wird der gerade vom 
Bundesverfassungsgericht selbst beschworene Geist der Völkerrechts- und 
Europarechtsfreundlichkeit entgegengehalten, der dem Bundesverfassungs-
gericht abhandengekommen sei.19 

                                                        
16 Vgl. nur eine Auswahl der prägenden Leitentscheidungen des EuGH, Rs 26/62, Slg. 

1963, 1 – van Gend & Loos (unmittelbare Anwendbarkeit des primären Gemeinschafts-
rechts); Rs 43/71, Slg. 1971, 1039 – Politi; Rs 9/73, Slg. 1973, 1135 – Schlüter (Zur un-
mittelbaren Anwendbarkeit von Verordnungen); Rs 148/78, Slg. 1979, 1629 – Ratti; Rs 
152/84, Slg. 1986, 723 – Marshall I; Rs C-91/92, Slg. 1994, I 3325 – Faccini Dori; Rs C-
431/92, Slg. 1995, I 2189 – Großkrotzenburg (zur unmittelbaren Wirkung von Richtlinien); 
Rs 9/70, Slg. 1970, 825 – Leberpfennig (unmittelbare Anwendung von Entscheidungen); 
Rs 6/64, Slg. 1964 1141- Costa/ENEL; Rs 11/70, Slg. 1970, 1125 – Int. Handelsgesell-
schaft; Rs 106/77, Slg. 1978, 629 – Simmenthal II.; Rs. 79/83 – Harz (zur richtlinienkon-
formen Auslegung). 

17 Schönberger, in: Jestaedt/Lepsius/Möllers/Schönberger (Hrsg.), Das entgrenzte Ge-
richt, 2011, S. 9 (58 f.). 

18 Den Diskurs eindeutig aufgreifend das BVerfG im Urteil zum ersten Euro-Rettungs-
pakt, BVerfGE 129, 124 (169 f.) – Euro-Rettung (EFS). 

19 Vgl. nur ohne Anspruch auf Vollständigkeit Giegerich, in: FS-Schmidt-Jortzig, 2011, 
S. 603 (628); Häberle, JÖR n.F. 58 (2010), 317 (326); Lenz, Zum Verhältnis des BVerfG 
zu Europa und seinen Gerichten nach seinem Lissabon-Urteil Vortrag an der Humboldt-
Universität zu Berlin am 13. Januar 2010 (FCE 01/10), S. 11, abrufbar unter: 
http://www.whi-berlin.eu/documents/Rede_Lenz.pdf (Stand: 22.08.2013); Oppermann, 
EuZW 2009, 473; Ruffert, DVBl. 2009, 1197 (1206); ders., EuR-Beiheft 1/2010, 83 (94); 
Schönberger, Der Staat 48 (2009), 535 (555); zur Europarechtsfreundlichkeit des Bundes-
verfassungsgerichts im Vergleich zu der Entscheidung des lettischen Verfassungsgerichts 
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Aus der durch die Offenheit des Grundgesetzes ermöglichten Integration 
Deutschlands in ein Mehrebenenrechtssystem resultieren vielschichtige 
Konflikte zwischen den einzelnen Rechtsordnungen. Diese lassen sich aber 
allein durch die postiv-rechtlichen Festlegungen nicht auflösen, sofern die 
Folgeprobleme bei der Ausarbeitung des Grundgesetzes überhaupt bedacht 
worden sind.  

Hier steht die deutsche Rechtsordnung vor der Herausforderung, eine 
Antwort auf diese Konflikte zu geben. Insofern stellt sich die Frage, ob aus 
der offenen Staatlichkeit und dem Integrationswillen des Grundgesetzes die 
Notwendigkeit für eine verfassungsrechtliche Kollisions- oder Konfliktlö-
sung erwachsen muss. Diese hätte gerade nicht das Entstehen von überstaat-
lichen Zusammenschlüssen und dessen Reichweite und Grenzen zum Ge-
genstand, sondern setzte damit erst zu einem späteren Zeitpunkt an und wäre 
somit der Grundentscheidung der offenen Ausrichtung des deutschen Staa-
tes nachgelagert. Eine solche Funktion könnte der Rechtsfreundlichkeit des 
Grundgesetzes zukommen, die quasi als Rechtsfolge der offenen Staatlich-
keit Regelungen bereithält, auftretende Konfliktlagen aufzulösen. 

§ 1 Offene Staatlichkeit und überstaatliche Rechtsintegration 
§ 1 Offene Staatlichkeit und überstaatliche Rechtsintegration 

Die verfassungsrechtliche Grundentscheidung des deutschen Staates zu sei-
ner Einbindung in die Völkerrechtsgemeinschaft hat Klaus Vogel nachträg-
lich mit dem Begriff der »offenen Staatlichkeit« geprägt.20 Teilweise wird 
diese Einbindung auch als »Aufbrechen des Souveränitätspanzers«21 be-
zeichnet oder es wird von einem »kooperativen Verfassungsstaat«22 gespro-
chen. 

»Offene Staatlichkeit« wird zu einem »Schlüsselbegriff« der Staatsent-
wicklung im gegenwärtigen Europa.23 Denn Öffnung ermöglicht Grenzüber-
schreitungen:  

                                                        
zur Vereinbarkeit des Vertrags von Lissabon mit der lettischen Verfassung siehe Reich, 
EuZW 2009, 713. 

20 Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine internationale Zu-
sammenarbeit, 1964, S. 35; hierzu auch Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2013, 309 ff. 

21 Vgl. die Ausführungen zu dem Begriff des Souveränitätspanzers bei Beyerlin, in: FS-
Bernhardt, 1995, S. 973 (938); Bleckmann, in: FS-Doehring, 1989, S. 63 (74 ff.); Engel, 
in: FS-Drobnig, 1998, S. 247 (256); Schroeder, Das Gemeinschaftsrechtsystem, 2002, 
S. 166; Sauer, Jurisdiktionskonflikte in Mehrebenensystemen, 2008, S. 30; Seiler, Der sou-
veräne Verfassungsstaat zwischen demokratischer Rückbindung und überstaatlicher Ein-
bindung, 2005, S. 110. 

22 Häberle, in: FS-Schelsky, 1978, S. 141 (144 ff.). 
23 Siehe hierzu auch Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 1998, S. 5 ff. 
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»Der für Gewiß gehaltene Status des Staates wird dem Gestaltwandel ausgesetzt und in ein 
Gefüge supranationaler sowie menschenrechtlicher Rechtsbeziehungen überführt«.24 

Der Begriff der »offenen Staatlichkeit« beschreibt zunächst die Ausrichtung 
des Staates, völkerrechtliche Verbindungen einzugehen.25 Damit wird der 
Weg bereitet, Entscheidungsprozesse nicht mehr allein auf die nationale 
Ebene zu beschränken und ist die Grundlage für eine staatliche Integrations-
politik und wachsende Verflechtungen der einzelnen Staaten in völkerrecht-
lichen Zusammenschlüssen, wie z. B. zu internationalen Organisationen26. 
»Offene Staatlichkeit« impliziert damit die Bereitschaft zur überstaatlichen 
Integration.27 

Sie beinhaltet die Zusammenarbeit mit anderen Staaten und die glied-
schaftliche Einordnung in die internationale Staatengemeinschaft.28 Über 
den Gehalt dieser Zusammenarbeit und die Reichweite der Integration selbst 
sagt die »offene Staatlichkeit« dabei nichts aus, sondern stellt vielmehr die 
Grundvoraussetzung für die verfassungsrechtliche Rezeption des überstaat-
lichen Rechts dar.29Was bedeutet »Offene Staatlichkeit« damit für das 
Staatsverständnis des Grundgesetzes? 

I. Die »offene Staatlichkeit« des Grundgesetzes 

Die verfassungsrechtliche Grundentscheidung des Parlamentarischen Rates 
zu einer Einbindung Deutschlands in die internationale Staatengemeinschaft 
bildet die Voraussetzung für eine Integration Deutschlands in ein Mehrebe-
nenrechtssystem. Diese verfassungsrechtliche Weichenstellung hat zu einer 
weitgehenden internationalen Verflechtung Deutschlands geführt, indem 
Deutschland nicht nur vielfältige bi- und multilaterale völkerrechtliche Ver-
träge ratifiziert hat, sondern auch einer Vielzahl von internationalen Orga-
nisationen beigetreten ist.30  

                                                        
24 Siehe Vorwort von Grawert/Schlink/Wahl/Wieland als Herausgeber, in: FS-Böcken-

förde, 1995, S. 5. 
25 Vgl. Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2013, 309 
26 Internationale Organisationen sind durch völkerrechtliche Verträge entstandene 

»Schöpfungen des Rechts« die Rechte und Pflichten für die einzelnen Mitgliedstaaten for-
mulieren und im Falle der Europäischen Union gar eine unmittelbare Durchgriffswirkung 
auf den Bürger entfalten. Nicolaysen, in: Weidenfeld (Hrsg.), Die Europäische Union, 
2008, S. 105 (113). 

27 Vgl. auch Sommermann, in: v. Bogdandy/Villalón/Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Pu-
blicum Europaeum, Bd. II, 2007, § 14 Rdnr. 1. 

28 Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine internationale Zu-
sammenarbeit, 1964, S. 42. 

29 Dörr, Der europäisierte Rechtsschutzauftrag deutscher Gerichte, 2003, S. 61f.  
30 Zu nennen sind hier beispielhaft die Vereinten Nationen, BGBl. II 1973, S. 430, zu-

letzt geändert durch Bekanntgabe vom 28.8.1980 (BGBl. II 1980, S. 1252) die NATO 
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Das Grundgesetz nimmt die internationale Einbindung Deutschlands un-
terschiedlich in den Blick. Es differenziert nach den unterschiedlichen über-
staatlichen Rechtsquellen und knüpft an diese Differenzierung nicht nur un-
terschiedliche Voraussetzungen bei der Entstehung und Mitwirkung, son-
dern auch bei den Beachtungs- und Umsetzungspflichten des daraus fließen-
den Rechts. Das Grundgesetz öffnet die nationale Rechtsordnung damit in 
sehr unterschiedlicher Weise für den Einfluss des überstaatlichen Rechts. Im 
Folgenden sollen zunächst die verfassungsrechtlichen Grundlagen für die 
internationale Zusammenarbeit herausgestellt werden. 

1. Die offene Staatlichkeit als Idee des Grundgesetzes 
»Ich glaube darum, daß das Grundgesetz eine Bestimmung enthalten sollte, die besagt, daß 
die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes unmittelbar geltendes Recht in diesem Lande 
sind, daß also das Völkerrecht von uns nicht ausschließlich als eine Rechtsordnung, die 
sich an die Staaten wendet, betrachtet wird, sondern auch als eine Rechtsordnung, die un-
mittelbar für das Individuum Rechte und Pflichten begründet. Weiter sollte man eine Be-
stimmung vorsehen, die es erlaubt, im Wege der Gesetzgebung Hoheitsbefugnisse auf in-
ternationale Organisationen zu übertragen. Ich glaube, daß dieses Grundgesetz durch eine 
solche Bestimmung lebendig zum Ausdruck bringen würde, daß das deutsche Volk zum 
mindesten entschlossen ist, aus der nationalstaatlichen Phase seiner Geschichte in die über-
nationalstaatliche Phase einzutreten. […] Wir sollten uns […] selber die Tore in eine neu-
gegliederte überstaatliche politische Welt weit öffnen. Wir wollen uns doch nichts vorma-
chen: in dieser Zeit gibt es kein Problem mehr, das ausschließlich mit nationalen Mitteln 
gelöst werden könnte. So wie die Ursache aller unserer Nöte eine übernationale Grundlage 
hat, so können wir auch die Mittel, dieser Nöte Herr zu werden, nur auf übernationaler 
Grundlage finden. Freilich sollen die Internationalisierungen, die geschehen, echte Inter-
nationalisierungen werden und nicht einseitige Hypotheken zu Lasten des deutschen Vol-
kes.«31 

In der Rede des Abgeordneten Carlo Schmid im Parlamentarischen Rat vom 
8. September 1948 kommt in aller Deutlichkeit zum Ausdruck, dass der Par-
lamentarische Rat die Grundlage für die offene Ausrichtung des deutschen 
Staates legen sollte. Die Einbindung Deutschlands in die internationale und 
insbesondere europäische Staatengemeinschaft wurde so von Beginn an das 
erklärte Ziel des Grundgesetzes.32 Hierin wurde die Chance gesehen, eine 

                                                        
(North Atlantic Treaty Organization), BGBl. II 1955, S. 289, und ganz besonders die Eu-
ropäischen Gemeinschaften durch die Römischen Verträge aus dem Jahre 1957 (EWGV, 
EAGV), BGBl. II 1957, S. 766 ff. und später die Europäische Union durch den Vetrag von 
Maastricht aus dem Jahre 1992, BGBl. II 1992, S. 1253, zuletzt geändert durch den Vertrag 
von Lissabon vom 13.12.2007 (BGBl. II 2008, S. 1038). 

31 Rede des Abgeordneten Carlo Schmid im Parlamentarischen Rat, in: Parlamentari-
scher Rat (Hrsg.), Stenographischer Bericht, 2. Sitzung vom 8. September 1948, S. 70 ff. 

32 Zu den Motiven der Einbindung des deutschen Staates in die europäische Zusammen-
arbeit siehe auch Stolleis, Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland, Bd. 4 (2012), 
S. 603 ff. 



16 Kapitel 1: Rechtsfreundlichkeit im offenen Verfassungsstaat 

Wiederholung der geschichtlichen Erfahrung, die zum Ersten und Zweiten 
Weltkrieg mit deren vernichtenden Ausmaßen führten, in Zukunft zu ver-
meiden. In den Beratungen des Parlamentarischen Rates spielte die Frage 
nach der Neuausrichtung des deutschen Staates dementsprechend eine zen-
trale Rolle.33 Bereits der vom 10. bis 23. August 1948 tagende Verfassungs-
konvent von Herrenchiemsee hat sich mit der offenen Ausrichtung des deut-
schen Staates befasst und damit die Grundlage für die Beratungen im Parla-
mentarischen Rat gelegt.34 

Prägend war die Vorstellung, dass nicht mehr die Vormachtbestrebungen 
Deutschlands in Europa im Vordergrund stehen sollten, sondern das neue 
Deutschland sollte mit der staatsrechtlichen Tradition der völkerrechtlichen 
Abgeschiedenheit brechen, um das gesamte staatliche Handeln an völker-
rechtlichen Rechtsprinzipien auszurichten.35 Die Motivlage des Parlamenta-
rischen Rates für die »offene Staatlichkeit« war vielfältig36 und ist mit dem 
Friedens- und Menschenrechtsgedanken nur unvollkommen wiedergeben. 
Zudem ist die Bedeutung der Offenheit des Grundgesetzes in den über 60 
Jahren seines Bestehens einem Wandel unterlegen und es geht nur noch am 
Rande um die Sicherung einer internationalen Friedensordnung. Vermehrt 
geht es um gemeinsamen Wohlstand und die Sicherung von Menschenrech-
ten in einem Raum der Freiheit der Sicherheit und des Rechts.37 Dies wird 
ganz besonders anhand der weltweiten Finanzkrise offenbar, deren Bekämp-
fung auf internationaler Ebene vielmehr der Finanzmarktstabilisierung dient 

                                                        
33 Die Beratungen fanden im Ausschuss für Grundsatzfragen statt, der die Vorschläge 

des Herrenchiemseer-Konvents, die auf den Beratungen des Unterausschuss I beruhte, auf-
griff (Art. 22-26), in einzelnen Aspekten aber über den Vorschlag hinausging; vgl. zu den 
Beratungen die Darstellung bei Giegerich, in: ders. (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« 
des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 13 (14 f.).; Schorkopf, Grundgesetz und Über-
staatlichkeit, 2007, S. 53 ff. 

34 Der Entwurf des Herrenchiemseer Verfassungskonvents wurde als Arbeitshilfe für 
die Arbeiten im Parlamentarischen Rat herangezogen, vgl. Protokoll der zweiten Sitzung 
des Ausschusses für Grundsatzfragen am 16. September 1948, in: Deutscher Bundestag/ 
Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 5/I (bearb. von Pikart, Eberhard / 
Werner, Wolfram), 1993, Dok Nr. 2, S. 5 f. 

35 Giegerich, in: ders. (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 
60 Jahren, 2010, S. 13 (14); Röben, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat 
des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 59 (68); Schorkopf, Grundgesetz und Über-
staatlichkeit, 2007, S. 29. 

36 Zu den Motiven des Parlamentarischen Rates besonders Rensmann, in: Giegerich 
(Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 
(40 ff.). 

37 Nass, Es geht nicht mehr um Krieg und Frieden, in: Die Zeit, Nr. 40 vom 29. Sep-
tember 2011, S. 4. 



 § 1 Offene Staatlichkeit und überstaatliche Rechtsintegration  17 

und gegebenenfalls als Reflex die Sicherung des Friedens zwischen den Völ-
kern in den Blick nimmt, der mit dem kollektiven Wohlstand und einem 
hohen Menschenrechtsstandard verknüpft sein kann.38 

Der Parlamentarische Rat verfolgte aber auch noch ein weiteres Ziel. Es 
ging auch um die Existenz Deutschlands als souveräner Staat und darum, 
das Besatzungsregime abzuschütteln.39 
»Ein geeintes demokratisches Deutschland, das seinen Sitz im Rate der  Völker hat, wird 
ein besserer Garant des Friedens und der Wohlfahrt Europas sein als ein Deutschland, das 
man angeschmiedet hält wie einen bissigen Kettenhund!«40 

Carlo Schmid war davon überzeugt, dass Deutschland nur durch die Einbin-
dung in die Völkergemeinschaft seine Souveränität zurückerlangen konnte. 
Die Gewährleistung der nationalen Sicherheit durch die Verpflichtungen in 
einem gegenseitigen System kollektiver Sicherheit41 und auch die wirt-
schaftlichen Herausforderungen schienen gerade für ihn nur durch die Öff-
nung des neuen deutschen Staates bewältigt werden zu können. 42 

Ein Blick in die Verfassungsgeschichte macht die Neuerungen des 
Grundgesetzes hinsichtlich einer solchen Öffnung des Staates sichtbar.43 In 
der Verfassung des Deutschen Reiches vom 16. April 1871 war lediglich 
festgelegt, dass der Kaiser völkerrechtliche Verträge mit anderen Staaten 
abschließen kann, eine weitere Öffnung der innerstaatlichen Rechtsordnung 

                                                        
38 Unklar bleibt jedoch, ob die durch die Mitgliedstaaten gewährten Finanzhilfen und 

die damit einhergehenden Einflussnahmen auf die nationalen Haushaltpolitiken der ver-
schuldeten Länder nicht einen gegensätzlichen Effekt haben und zu einem Konflikt zwi-
schen den Geber- und den Nehmerstaaten führen können, hierzu Schorkopf, Innehalten ist 
Geboten, in: F.A. Z. Nr. 149 vom 30. 6. 2011, S.6, abgedruckt in: Müller (Hrsg.), Staat 
und Recht, 2011, S. 69 ff. 

39 Mit dem Zitat der Äußerungen von Carlo Schmid siehe Rensmann, in: Giegerich 
(Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 
(40); vgl. auch Bermanseder, Die europäische Idee im Parlamentarischen Rat, 1998, 
S. 202; Sommermann, in: Bogdandy/Villalón/Huber (Hrsg.), Ius Publicum Europaeum, 
Bd. II, 2007, § 14 Rdnr. 5. 

40 Rede des Abgeordneten Carlo Schmid im Parlamentarischen Rat, in: Parlamentari-
scher Rat (Hrsg.), Stenographischer Bericht, 2. Sitzung vom 8. September 1948, S. 70 ff. 

41 Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes 
nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (42). 

42 Carlo Schmid, 2. Sitzung des Plenums vom 8. 9. 1948, in: Deutscher Bundestag/ 
Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 9 (bearb. von Werner, Wolfram), 
1996, S. 40 f. 

43 Zur Genese des »offenen Verfassungsstaats« siehe Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), 
Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 ff.; Röben, 
in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 
2010, S. 59 ff.; zu der französischen und italienischen »Verfassungsentscheidung für eine 
internationale Zusammenarbeit siehe Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Ver-
fassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (50 f.). 
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für das Völkerrecht oder gar das Recht anderer internationaler Organisatio-
nen mit der Möglichkeit der Übertragung einzelner Hoheitsrechte war noch 
nicht niedergelegt (Art. 11 Nr. 1). Vielmehr hat sich die Reichsverfassung 
auf die Festlegung der völkerrechtlichen Vertretung des Reiches sowie die 
Vertragsabschlusskompetenz beschränkt.44 Zwar zeigte sich bereits die Wei-
marer Reichsverfassung von 1919 offener bezüglich des Völkerrechts, in-
dem diese in Art. 4 Abs. 1 WRV festlegte, dass die »allgemein anerkannten 
Regeln des Völkerrechts«45 als bindende Bestandteile des deutschen Reichs-
rechts gelten sollten. Hugo Preuß hatte schon bei der Ausarbeitung der Wei-
marer Reichsverfassung das Ziel formuliert: 
»Einen geeinten, freien nationalen Staat wollen wir organisieren, aber nicht in nationali-
stischer Abschließung. Wie einst die jungen Vereinigten Staaten von Nordamerika in den 
Kreis der alten Staatenwelt eintraten mit dem Bekenntnis zur bindenden Kraft des interna-
tionalen Rechts, so bekennt sich die junge deutsche Republik […] zur Geltung des Völker-
rechts«.46 

Eine über Art. 4 WRV hinausgehende Möglichkeit zur Übertragung be-
stimmter Hoheitsrechte an überstaatliche Institutionen sah aber auch die 
Weimarer Reichsverfassung nicht vor.47 Zwar entspricht diese Regelung in 
der Formulierung dem ersten Teil des Art. 25 GG,48 die Fragen nach dem 
Rang und der Bindungswirkung der allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
wurden aber ausgespart.49 Allerdings gilt es festzuhalten, dass die Verfas-
sung von 1871 und die Weimarer Reichsverfassung bereits die internatio-
nale Zusammenarbeit in den Blick genommen haben und sich in spezifischer 
Weise offen hierfür gezeigt haben. 

                                                        
44 Hierzu auch Schorkopf, Grundgesetz und Überstaatlichkeit, 2007, S. 36. 
45 Zu der Begriffsgeschichte der »allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts« und 

dem Unterschied zur Formulierung des Völkergewohnheitsrechts Schorkopf, Grundgesetz 
und Überstaatlichkeit, 2007, S. 37 ff.; ferner zu der Auslegung der »allgemeinen Regeln« 
unter der Weimsicheriarer Reichsverfassung auch Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), Der 
»offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (46). 

46 Verhandlungen der Nationalversammlung, Protokoll der 14. Sitzung vom 
24. 02. 1919, Stenographischer Bericht, Bd. 326, 286A. 

47 Zu der Regelung in der Weimarer Reichsverfassung Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), 
Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (44 ff.); 
Röben, Außenverfassungsrecht, 2007, S. 50 ff.; ders., in: Giegerich (Hrsg.), Der »offenen 
Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 59 (62 ff.); Schorkopf, 
Grundgesetz und Überstaatlichkeit, 2007, S. 35 ff. 

48 Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes 
nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (46). 

49 Zur Diskussion um eine Erweiterung des ehemaligen Art. 4 WRV im Parlamentari-
schen Rat bei Schorkopf, Grundgesetz und Überstaatlichkeit, 2007, S. 53 ff. 
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Der endgültige Grundgesetzentwurf des Parlamentarischen Rates vom 
8. Mai 194950 enthielt damit als wesentliche Neuerung, dass in der Präambel 
das grundlegende Ziel formuliert wurde, als gleichberechtigtes Glied in ei-
nem vereinten Europa dem Frieden in der Welt zu dienen. Diese Grundent-
scheidung wurde durch Art. 24 Abs. 1 GG ergänzt, der gar die Übertragung 
von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen erlaubt und mit 
dieser Möglichkeit eine besondere Neuerung in der deutschen Verfassungs-
geschichte darstellt.51 Ferner enthielt schon der Entwurf mit Art. 24 
Abs. 2 GG die Möglichkeit, sich einem System kollektiver Sicherheit ein-
zufügen, die zu einer Beschränkung von Hoheitsrechten führt. Mit diesen 
Neuerungen traf der Parlamentarische Rat die grundlegende Entscheidung 
für eine internationale Verflechtung der Bundesrepublik Deutschland.  

Die Öffnung der deutschen Staatlichkeit wurde damit zur grundlegenden 
Verfassungsentscheidung.52 Das Grundgesetz bestimmt damit die Rolle des 
deutschen Staates in der internationalen Staatengemeinschaft und macht 
dies auch nach außen hin wahrnehmbar. Durch das Kriterium der »Gleich-
berechtigung« ist sichergestellt, dass Deutschland nur auf Augenhöhe mit 
anderen Staaten agieren wird und dabei gleichzeitig keine Vormachtstellung 
anstrebt. Weiterhin erkennt das Grundgesetz an, Entscheidungsprozesse 
nicht mehr allein auf die nationale Ebene zu beschränken, sondern Pro-
blemlösungen in Kooperation mit anderen Staaten zu erarbeiten, die das in-
nerstaatliche Recht unmittelbar beeinflusst. 

Der Entwurf des Parlamentarischen Rates wurde von den Alliierten an-
genommen und das Grundgesetz vollzog damit noch weitergehender als die 
Verfassung von 1871 und die Weimarer Verfassung die Abkehr von einem 
»geschlossenen« System hinzu einem »offenen«, nach außen gerichteten Sy-
stem53 mit der Einbindung Deutschlands in die internationale Staatenge-
meinschaft.54 

                                                        
50 Drucksachen des Parlamentarischen Rates Nrn. 850, 850a, 854 und 878 in der Fas-

sung durch die in der 2. und 3. Lesung im Plenum des Parlamentarischen Rates beschlos-
senen Änderungen vom 6. und 8. Mai 1949. 

51 Zum Begriff der Übertragung siehe Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grund-
gesetzes für eine internationale Zusammenarbeit, 1964, S. 3. 

52 H.P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, Kapitel 2, Rdnr. 6; Rensmann, 
in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des Grundgesetzes nach 60 Jahren, 
2010, S. 37 (38). 

53 Vgl. hierzu Rensmann, in: Giegerich (Hrsg.), Der »offene Verfassungsstaat« des 
Grundgesetzes nach 60 Jahren, 2010, S. 37 (38 f.); Schorkopf, Grundgesetz und Überstaat-
lichkeit, 2007, S. 223 f. 

54 Zu den begrifflichen Problemen dieser Differenzierung Schorkopf, Grundgesetz und 
Überstaatlichkeit, 2007, S. 224. 
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Neben der Offenheit gegenüber der internationalen Zusammenarbeit im 
Allgemeinen, so standen die Beratungen des Parlamentarischen Rates be-
sonders im Zeichen der europäischen Zusammenarbeit. Die Idee der euro-
päischen Einigung wurde schon während des Zweiten Weltkrieges und ganz 
besonders in den ersten Nachkriegsjahren auf der politischen Bühne disku-
tiert, auch um Europa gegenüber den beiden »Supermächten«, den USA und 
der Sowjetunion, als wichtigen Akteur zu etablieren und nicht zu einem 
Spielball der Mächte zu werden.55  

Das Grundgesetz sprach daher von Beginn an in der Präambel von einem 
»vereinten Europa« ließ aber die konkrete Ausgestaltung offen. Insofern 
wurde unter dem Stichwort der europäischen Einigung sowohl der Beitritt 
zum Europarat diskutiert, als auch die Mitgliedschaft in der Montanunion 
vom 9. Mai 1950, deren Gründung auf den Vorschlag des französischen Au-
ßenministers Robert Schumann zurückging.56 Die europäische Einigung 
stand seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland auf der Agenda 
deutscher Außenpolitik, in der sich besonders Konrad Adenauer in den An-
fangsjahren der Bundesrepublik Deutschland für den Einigungsprozess 
starkgemacht hat.57 Weitere Stationen im europäischen Einigungsprozess 
waren die Römischen Verträge mit der Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und der Vertrag über die Europäische Atomge-
meinschaft (Euratom) im Jahr 195758 sowie die Gründung der Europäischen 
Union durch den Vertrag von Maastricht im Jahre 199359.  

Reformprozesse haben stets die europäische Einigung begleitet, während 
die Bestrebungen der Schaffung eines einheitlichen europäischen Vertrags-
werkes unter dem Titel einer Europäischen Verfassung60 mit der Ablehnung 
des Europäischen Verfassungsvertrages in den Niederlanden und Frankreich 
in Volksabstimmungen61 nunmehr vorerst ruhen, aber in jüngster Zeit, im 

                                                        
55 Hervorgetan hat sich hier besonders die Paneuropa-Bewegung um Cougenhove-Ka-

lergi (1894-1972); siehe zu den Konzepten der europäischen Einigung ausführlich 
Bermanseder, Die europäische Idee im Parlamentarischen Rat, 1998, S. 30 ff.  

56 Die Erklärung des französischen Außenministers Robert Schuman vom 9. Mai 1950 
über die Zusammenlegung der Kohle- und Stahlproduktion in Westeuropa abrufbar unter: 
http://europa.eu/abc/symbols/9-may/decl_de.htm (Stand 22.08.2013). 

57 Vgl. hierzu Konrad Adenauer, Erinnerungen, Bd. 5 (bis zu den Römischen Verträgen 
1957), Kapitel I und Kapitel IX,1996. 

58 BGBl. II 1957, S. 766 ff.  
59 ABl. EU C 191 vom 29. 7. 1992; BGBl. II 1992, S. 1253. 
60 Anläufe zu einer Europäischen Verfassung gab es viele, zuletzt der Europäische Ver-

fassungsvertrag aus dem Jahre 2004, Abl. C 310 vom 16. 12 2004. Zu den Vorläufern siehe 
Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, 3. Aufl. (2010), 
S. 3 f. 

61 Am 29. Mai 2005 hat Frankreich und dann am 1. Juni 2005 hat auch die Niederlande 
in Volksabstimmungen den Verfassungsvertrag abgelehnt daraufhin hat der Europäische 
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Zuge der Eurokrise, mit dem Drang nach »mehr Europa« wieder neuen Auf-
wind erhalten haben.  

Die fortschreitende Vertiefung hat mit dem Vertrag von Lissabon, der am 
1. Dezember 2009 in kraftgetreten ist62, vorerst seinen Schlusspunkt er-
reicht, wenn auch im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise weitere Ver-
tragsreformen diskutiert werden.63 Zudem zeigt sich die Tendenz, von der 
Gemeinschaftsmethode abzurücken und die intergouvernementale Zusam-
menarbeit auch in Angelegenheiten der Europäischen Union wieder ver-
stärkt in den Blick zu nehmen64, mit weitreichenden verfassungsrechtlichen 
Folgeproblemen65. Besonders wird dies durch den Vertrag über die Errich-
tung des Europäischen Stabilisierungsmechansimus (ESM) vom 2. Fe-
bruar 201266 und den Fiskalvertrag vom 2. März 201267 deutlich, die als 

                                                        
Rat eine Reflexionsphase verkündet, siehe hierzu die Erklärung der Staats- und Regie-
rungschefs der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Ratifizierung des Vertrags 
über eine Verfassung für Europa, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europäischer Rat 
(Brüssel) v. 16./17. 6. 2005, EU-Nachrichten Nr. 2/2005, S. 28.  

62 ABl. EU C 306 vom 17.12.2007; BGBl. II 2008, S. 1038. 
63 Auf der Tagung des Europäischen Rates am 24./25. März 2011 wurde sich über die 

Einführung des Art. 136 Abs. 3 AEUV zum europäischen Stabilisierungsmechanismus ge-
einigt, siehe hierzu auch BT-Drs. 17/4880. 

64 Siehe hierzu die Rede von Bundeskanzlerin Merkel anlässlich der Eröffnung des 
61. akademischen Jahres des Europakollegs Brügge vom 02.11.2010, abrzufbar unter: 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Rede/2010/11/2010-11-02-merkel-bruegge. 
html (Stand. 22.08. 2013): »Das heißt, ich finde einen koordinierten europäischen Stand-
punkt nicht nur, indem ich die Gemeinschaftsmethode anwende, sondern ich finde einen 
gemeinsamen europäischen Standpunkt manchmal auch, indem ich die intergouvernemen-
tale Methode anwende. Wichtig ist, dass wir in wichtigen Fragen gemeinsame Standpunkte 
haben.« In diese Tendenz reihen sich der privatrechtliche Vertrag über die Europäische 
Finanzstabilisierungsfaszilität (EFSF) (http://www.efsf.europa.eu/) sowie der völkerrecht-
liche Vertrag des dauerhaften Europäischen Stabilisierungsmechanismus (ESM) ein sowie 
die Gründung einer Fiskalunion (hierzu Spiegel Online Interview zum EU-Gipfel-Be-
schluss des Europäischen Rates vom 9.12.11 mit Schorkopf, Zeugen einer großen politi-
schen Wende, vom 10.12.11, abrufbar unter: http://www.spiegel.de/politik/ deutsch-
land/0,1518,802957,00.html (Stand: 22.08.2013). 

65 Hierzu zählen ganz besonders die Wahrung der Beteiligungsrechte des Bundestages 
im Rahmen des Art. 23 Abs. 2 und 3 GG i.V.m. mit dem Gesetz über die Zusammenarbeit 
von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen 
Union (BGBl. I S. 311 vom 12. März 1993 geändert durch Gesetz vom 22. 9. 2009, BGBl. I, 
S. 3026) mitzuwirken. Insofern geht es um die Auslegung über den Begriff der »Angele-
genheit der Europäischen Union« und dem Verhältnis zu Art. 59 Abs. 2 GG, siehe hierzu 
BVerfGE 131, 152 (199 ff.) – Unterrichtungspflicht ESM. 

66 BGBl. 2012 II, S. 981. 
67 BGBl. 2012 II, S. 1006; siehe zum Fiskalvertrag Schorkopf, ZSE 2012, S. 1 ff. 
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völkerrechtliche Verträge außerhalb des Unionsrechts zur Bekämpfung der 
Staats- und Schuldenkrise geschlossen wurden.68  

Die Offenheit des Grundgesetzes und die europäische Idee haben sich in 
den einzelnen Phasen der Beratungen im Parlamentarischen Rat widerge-
spiegelt. Der Grundsatzausschuss des Parlamentarischen Rates unter dem 
Vorsitz Hermann v. Mangoldts beschäftigte sich zunächst ganz allgemein 
mit den Fragen der Übertragung von Souveränitätsrechten auf zwischen-
staatliche Einrichtungen. Eine solche Bestimmung sollte die »deutsche Vi-
sitenkarte nach außen« darstellen, wie Fritz Eberhard in den Beratungen 
betonte, und er verwies auf das besondere Echo der vorgesehenen Öffnung 
bereits in dem Herrenchiemseer Entwurf, besonders gegenüber der amerika-
nischen Presse, die von »einem Meilenstein in der Entwicklung des deut-
schen Denkens zum europäischen Denken« gesprochen hatte.69 Über die 
konkreten Anwendungsfälle der Öffnungsklausel herrschte aber noch wenig 
Klarheit. Schmid und Eberhard nannten beispielhaft einzelne Anwendungs-
fälle, einen »Vertrag zur Schaffung einer internationalen Behörde«70 auf 
dem Gebiet des Ruhrkohlebergbaus, im Sinne der späteren Montanunion, 
sowie einer »International Power Agency« oder einer internationalen Flug-
verkehrsorganisation.71  

Die europäische Integration im Speziellen wurde durch den Grundsatz-
ausschuss zunächst weder in der Präambel noch in der als Art. 29 vorge-
schlagenen Integrationsnorm zur Übertragung von Hoheitsrechten auf zwi-
schenstaatliche Einrichtungen erwähnt. Im Rahmen der Ermöglichung des 
Beitritts zu einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit, der mit einer 
Beschränkung von Hoheitsrechten verbunden sein würde, war lediglich von 
der Herbeiführung und Sicherung einer friedlichen und dauerhaften Ord-
nung der europäischen Verhältnisse die Rede. In der Folge fand der Vor-
schlag europäische Verhältnisse in Weltverhältnisse und Frieden in Welt-
frieden oder gar allgemeinen Frieden umzubenennen, keine Zustimmung. 
Hermann v. Mangoldt verwies auf die besondere Rolle der Europaunion im 
System gegenseitiger kollektiver Sicherheit und Schmid betonte, dass der 

                                                        
68Zur Zulässigkeit von intergouvernementalen Verträgen am Beispiel des ESM siehe 

auch EuGH WM 2012, 2364, Rdnr. 92 ff, insb. Rdnr. 68, 182; BVerfG NJW 2012, 3145, 
Rdnr. 241, 300, siehe hierzu auch Schorkopf, NVwZ 2012, 1273, 1276. 

69 Vgl. Protokoll der 12. Sitzung des Grundsatzausschusses, in: Deutscher Bundestag/ 
Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 5/I (bearb. von Pikart, Eberhard / 
Werner, Wolfram), 1993, Dok. Nr. 15, S. 316. 

70 Vgl. Protokoll der 12. Sitzung des Grundsatzausschusses, in: Deutscher Bundestag/ 
Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 5/I (bearb. von Pikart, Eberhard / 
Werner, Wolfram), 1993, Dok. Nr. 15, S. 324. 

71 Vgl. Protokoll der 12. Sitzung des Grundsatzausschusses, in: Deutscher Bundestag/ 
Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 5/I (bearb. von Pikart, Eberhard / 
Werner, Wolfram), 1993, Dok. Nr. 15, S. 325. 



 § 1 Offene Staatlichkeit und überstaatliche Rechtsintegration  23 

Weltfrieden ein zu hohes politisches Ziel sei und Europa notwendiger Zwi-
schenschritt sein müsse.72 Erst im Hauptausschuss wurde später die »Völ-
kergemeinschaft in der Welt« neben die »europäischen Verhältnisse« ge-
stellt.73 

Das sich auf dieser Grundlage beratende Plenum des Parlamentarischen 
Rates griff die Frage nach der möglichen Erwähnung der europäischen Ei-
nigung in der Präambel auf. Insbesondere Seebohm formulierte: 
»Und endlich muß in der Präambel der Wille des deutschen Volkes klar und eindeutig zum 
Ausdruck kommen, in Frieden und Freiheit als Glied in der Gemeinschaft der Völker seine 
Kraft restlos einzusetzen für die Einheit Europas.«74 

Auch Carlo Schmid sprach von seiner Vision eines Europas als das große 
Vaterland.75 Obwohl der Grundsatzausschuss die Formulierung der Integra-
tionsklausel mangels Zustimmung unangetastet ließ, so wurde angesichts 
des Vorschlags Seebohms über die Möglichkeiten Deutschlands, einer 
Union der europäischen Staaten beizutreten, diskutiert. Zentrale Rolle 
spielte hierbei auch die Einigung Deutschlands als mögliche Grundvoraus-
setzung für eine solche Mitgliedschaft.76 Weitere Vorschläge, die europäi-
sche Einigung in die Präambel aufzunehmen, blieben zunächst ebenfalls 
ohne Zustimmung durch den Grundsatzausschuss.77 

In der ersten Lesung des Grundgesetzentwurfs im Hauptausschuss im No-
vember 1948, wurde die offene Ausrichtung des deutschen Staates weiter 
diskutiert und die europäische Idee nahm Gestalt an. Zunächst wurde die 
Frage erörtert, ob eine Übertragung von Hoheitsrechten tatsächlich durch 
ein einfaches Gesetz erfolgen dürfe. Seebohm forderte hierfür eine verfas-
sungsändernde Mehrheit.78 Schmid entgegnete, dass die einfache Mehrheit 

                                                        
72 Protokoll der 20. Sitzung des Grundsatzausschusses, in: Deutscher Bundestag/ Bun-

desarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 5/II (bearb. von Pikart, Eberhard / Wer-
ner, Wolfram), 1993, Dok. Nr. 25, S. 543 f. 

73 Dieser Vorschlag ging auf den Abgeordenten Seebohm zurück, Protokoll der 6. Sit-
zung des Hauptausschusses, in: Deutscher Bundestag/ Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parla-
mentarische Rat, Bd. 14/I (bearb. von  Feldmann, Michael F.), 2009, Dok. Nr. 6, S. 174. 

74 Siehe Vorschlag der DP, in: Parlamentarischer Rat (Hrsg.), Stenographischer Bericht, 
6. Plenarsitzung, S. 77 f. 

75 Siehe Vorschlag der DP, in: Parlamentarischer Rat (Hrsg.), Stenographischer Bericht, 
6. Plenarsitzung, S. 71. 

76 Hierzu Bermanseder, Die europäische Idee im Parlamentarischen Rat, 1998, S. 135 f. 
77 Siehe Vorschlag von Gerhard Koll auf der 19. Sitzung des Grundsatzausschusses, 

Drucksache des Parlamentarischen Rates Nr. 215, in: v. Doemmig/Füsslein/Matz, JöR n.F. 
1 (1951), S. 31 f. 

78 Protokoll der 6. Sitzung des Hauptausschusses, in: Deutscher Bundestag/ Bundesar-
chiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, Bd. 14/I (bearb. von  Feldmann, Michael F.), 2009, 
Dok. Nr. 6, S. 171. 


